
Entsprechenserklärung 

Vorstand und Aufsichtsrat der Telefónica Deutschland Holding AG ("Gesellschaft") haben 

zuletzt am 12./15. Oktober 2018 eine Entsprechenserklärung gemäß § 161 Abs. 1 AktG 

abgegeben. 

Vorstand und Aufsichtsrat der Gesellschaft erklären hiermit gemäß § 161 Abs. 1 AktG, dass 

den Empfehlungen des "Deutschen Corporate Governance Kodex" ("DCGK") in der Fassung 

vom 7. Februar 2017, bekanntgemacht im Bundesanzeiger am 24. April 2017, seit der Abgabe 

der letzten Entsprechenserklärung mit folgenden Ausnahmen entsprochen wurde und zukünftig 

entsprochen wird: 

1. Von der Empfehlung in Ziffer 4.2.3 Abs. 2 Satz 4 DCGK, wonach bei der Ausgestaltung 

der variablen Vergütungsbestandteile sowohl positiven als auch negativen Entwicklungen 

Rechnung getragen werden soll, wurde und wird abgewichen. Vorstand und Aufsichtsrat 

sind der Auffassung, dass die Vergütung des Vorstands gleichwohl auf eine nachhaltige 

Unternehmensentwicklung ausgerichtet ist. Die Vergütung besteht aus festen sowie kurz-

und langfristigen variablen Komponenten. Die für die Festlegung der variablen Vergütung 

maßgeblichen Parameter sind insgesamt auf eine nachhaltige Entwicklung ausgerichtet und 

so strukturiert, dass sie in ihrer Gesamtheit keine Anreize für dem Gesellschaftsinteresse 

zuwiderlaufende Geschäftsführungsmaßnahmen setzen können. 

2. In Ziffer 4.2.3 Abs. 2 Satz 7 empfiehlt der DCGK, dass die variablen Vergütungsteile auf 

anspruchsvolle, relevante Vergleichsparameter bezogen sein sollen. Von dieser 

Empfehlung wurde und wird teilweise abgewichen. Für die Höhe des Jahresbonus sind zu 

einem Teil auch Kennzahlen der Telefónica, S.A. maßgeblich. Auch ein Teil der 

langfristigen Vergütungskomponenten ist von Kennzahlen der Telefónica, S.A. abhängig 

bzw. kann hiervon abhängig sein. Vorstand und Aufsichtsrat sind der Auffassung, dass 

hierdurch keine Fehlanreize geschaffen werden. 

3. Der DCGK empfiehlt in Ziffer 4.2.3 Abs. 2 Satz 6, dass die Vergütung insgesamt und 

hinsichtlich ihrer variablen Vergütungsteile betragsmäßige Höchstgrenzen aufweisen 

soll. Von dieser Empfehlung wurde und wird teilweise abgewichen, da für einige 

Bestandteile der variablen Vergütung keine betragsmäßige Höchstgrenzen festgelegt 

sind. Hierdurch soll dem Aufsichtsrat der erforderliche Spielraum gewährt werden, um 

jederzeit die Ausgewogenheit zwischen kurzfristigen und langfristigen variablen 

Vergütungskomponenten sicherstellen zu können. Aus einzelnen  

Vorstandsanstellungsverträgen lässt sich zudem der exakte Betrag der 

Pensionsaufwendungen der Gesellschaft nicht entnehmen. Die Gesellschaft hat die 

insoweit zugrunde liegenden Pensionszusagen von der jeweiligen vorherigen 

Anstellungsgesellschaft des Vorstandsmitglieds übernommen und führt diese fort. 

4. Von der Empfehlung in Ziffer 4.2.3 Abs. 2 S. 8 DCGK, wonach eine nachträgliche Änderung 

der Erfolgsziele oder Vergleichsparameter ausgeschlossen sein soll, wurde und wird 

abgewichen. Die Vertragsgestaltung lässt teilweise eine nachträgliche Änderung der 

Kriterien der variablen Vergütung zu. Dies ist aus Sicht des Aufsichtsrats und des Vorstands 

erforderlich, da sich die Gesellschaft in einem extrem volatilen und innovativen Marktumfeld 

bewegt und eine Änderung der Unternehmensstrategie im Interesse der nachhaltigen 

Entwicklung der Gesellschaft auch innerhalb eines Bemessungszeitraums für die variablen 

Vergütungsbestandteile möglich sein muss. Derartige im wohlverstandenen 



Interesse der Gesellschaft erforderliche Änderungen der Unternehmenspolitik sollen 

nicht durch monetäre Interessen der Mitglieder des Vorstands behindert oder verzögert 

werden. Daher ist insbesondere der Aufsichtsrat der Ansicht, dass Flexibilität in Bezug 

auf die Erfolgsziele und Vergleichsparameter erforderlich ist. 

5. Der DCGK empfiehlt in Ziffer 4.2.3 Abs. 3, dass der Aufsichtsrat das jeweils angestrebte 

Versorgungsniveau - auch nach der Dauer der Vorstandszugehörigkeit - festlegen und den 

daraus abgeleiteten jährlichen sowie den langfristigen Aufwand für das Unternehmen 

berücksichtigen soll. Von dieser Empfehlung wurde und wird teilweise abgewichen. Für 

einzelne Vorstandsmitglieder der Gesellschaft besteht eine beitragsorientierte Zusage, die 

nicht auf ein bestimmtes Versorgungsniveau zielt. Der Aufsichtsrat stellt mit der insoweit 

gewählten Form der Versorgungszusagen nicht auf ein angestrebtes Versorgungsniveau ab, 

da diese Pensionszusagen von der jeweiligen vorherigen Anstellungsgesellschaft des 

Vorstandsmitglieds übernommen wurden. 

6. Abweichend von der Empfehlung in Ziffer 5.4.6 Abs. 1 Satz 2 DCGK, wonach u. a. der 

Vorsitz und die Mitgliedschaft in den Ausschüssen bei der Vergütung besonders 

berücksichtigt werden sollen, erhält nur der Vorsitzende des Prüfungsausschusses eine 

zusätzliche Vergütung. Die Gesellschaft ist der Auffassung, dass dies der gegenwärtigen 

Zusammensetzung des Aufsichtsrats angemessen Rechnung trägt. 
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